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Antrag 

 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

Vorrang für die Erneuerbaren Energien verteidigen, Arbeitsplätze sichern – 
Ausbaubremse im EEG 2027 und Netzanschlusspaket verhindern 

 

I. Der Landtag Rheinland-Pfalz stellt fest: 

Erneuerbare Energien sind die Grundlage für Versorgungssicherheit, Unabhängig-

keit, bezahlbare Energie, regionale Wertschöpfung und einen wettbewerbsfähigen 

Wirtschaftsstandort Rheinland-Pfalz. 

Rheinland-Pfalz hat beim Ausbau deutlich an Tempo gewonnen. Ende des Jahres 

2025 waren rund 4 388 Megawatt Windenergieleistung installiert. Allein im Jahr 

2025 wurden 221 Windenergieanlagen mit 1 388 Megawatt genehmigt, bis Ende 

Juli 2026 weitere 106 Anlagen mit rund 689 Megawatt. Bei der Photovoltaik kamen 

im Jahr 2025 rund 815 Megawatt und bis Ende des Jahres Juli 2026 weitere 507 

Megawatt hinzu. Diese Dynamik muss erhalten bleiben, wenn das Ziel der Lan-

desregierung von jährlich 1 500 Megawatt zusätzlicher Leistung erreicht werden 

soll. 

Die von der Bundesregierung aus CDU, CSU und SPD beschlossenen Entwürfe 

zum Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) 2027 und zum Netzanschlusspaket 

drohen diese Entwicklung an zentralen Stellen zum Stillstand zu bringen. Das 

rheinland-pfälzische Wirtschafts- und Energieministerium hat selbst vor Gefahren 

für die Ausbauziele des Landes gewarnt. Planungssicherheit ist sowohl für die 

Windenergie als auch die Bürgerenergie entscheidend. Insbesondere kleine Dach- 
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und Gewerbe-PV-Anlagen müssen für Bürgerinnen und Bürger weiterhin verläss-

lich gefördert und bestehende bürokratische Hürden abgebaut werden. Ein pau-

schaler Pachtdeckel darf Flächenbereitstellung, Akzeptanz und regionale Wert-

schöpfung nicht schwächen. Kommunen, Bürgerinnen und Bürger sowie Flächen-

eigentümerinnen und Flächeneigentümer müssen von der Energiewende vor Ort 

profitieren. Gleichzeitig braucht es ausreichende Ausschreibungsmengen, damit 

insbesondere auch in Süd- und Südwestdeutschland genehmigte Windenergie-

projekte zügig umgesetzt werden können. 

Zentral ist der unverzügliche und vorrangige Netzanschluss Erneuerbarer Ener-

gien. Bestehende Netzengpässe dürfen nicht zum wirtschaftlichen Risiko neuer 

Wind- und Solarprojekte werden. 

Die Erfahrungen der 2010er-Jahre zeigen, dass abrupte Verschlechterungen der 

Rahmenbedingungen den Ausbau Erneuerbarer Energien über Jahre einbrechen 

lassen können. Damit gingen bundesweit zehntausende Arbeitsplätze in der Solar- 

und Windbranche, industrielle Wertschöpfung und Know-how verloren. Ein solcher 

Strukturbruch darf sich nicht wiederholen. Verlässliche Rahmenbedingungen sind 

Voraussetzung für Investitionen, Projektpipelines, Fachkräfte und Arbeitsplätze in 

Rheinland-Pfalz. 

Rheinland-Pfalz braucht deshalb keinen Bruch beim Ausbau der Erneuerbaren, 

sondern verlässliche Rahmenbedingungen, leistungsfähige Netze, Speicher und 

Tempo. Wer Wind, Solar und weitere Erneuerbare Energien gemeinsam mit Net-

zen und Flexibilitäten voranbringt, stärkt Arbeitsplätze und regionale  

Wertschöpfung, senkt langfristig Energiekosten und macht das Land unabhängi-

ger von fossilen Importen. 

 

II. Der Landtag Rheinland-Pfalz fordert daher die Landesregierung auf, 

 

− sich gegenüber der Bundesregierung, in der Energieministerkonferenz und im 

Bundesrat mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass die EEG-Novelle 2027 und 

das Netzanschlusspaket in ihren ausbaubremsenden Regelungen grundlegend 

überarbeitet werden und den Entwürfen in der vorliegenden Form nicht zuzu-

stimmen; 



3 
 

− in einen engen Austausch mit der Erneuerbaren-Energien-Branche in Rhein-

land-Pfalz zu gehen und sich für den Erhalt der Arbeitsplätze, der  

Wertschöpfung und des Know-hows einzusetzen; 

 

− sich dafür einzusetzen, dass der unverzügliche und vorrangige Netzanschluss 

Erneuerbarer Energien gemäß § 8 Absatz 1 EEG als zentrales Prinzip erhalten 

bleibt und neue Wind- und Solarprojekte nicht mit unverhältnismäßigen Bau-

kostenzuschüssen oder unkalkulierbaren Netzanschlussrisiken belastet wer-

den; 

 

− Regelungen abzulehnen, durch die das wirtschaftliche Risiko bestehender 

Netzengpässe einseitig auf neu errichtete Wind- und Solarenergieanlagen ver-

lagert wird, insbesondere wenn daraus über Jahre erhebliche nicht entschä-

digte Redispatch-Abregelungen entstehen können; 

 

− sich stattdessen für ein Netz- und Anschlussbeschleunigungspaket einzuset-

zen, das Netzengpässe durch einen vorausschauenden Ausbau, eine bessere 

Nutzung bestehender Netze und Netzanschlusspunkte sowie die gezielte Über-

bauung vorhandener Anschlusskapazitäten reduziert, den Ausbau der Verteil-

netze beschleunigt und bundesweit einheitliche, transparente und vollständig 

digitale Netzanschlussverfahren mit klaren Fristen und Verantwortlichkeiten 

schafft; 

 

− den Ausbau und die netzdienliche Nutzung von Speichern und Flexibilitäten 

deutlich zu beschleunigen, Speicher beim Netzanschluss nicht strukturell zu be-

nachteiligen und intelligente Messsysteme sowie digitale Steuerung schneller 

und effizienter in die Fläche zu bringen; 

 

− sich entsprechend der öffentlich geäußerten Position der Landesregierung da-

für einzusetzen, dass das Ausbauziel von jährlich 1 500 Megawatt Erneuerbarer 

Energien in Rheinland-Pfalz durch bundesrechtliche Änderungen nicht gefähr-

det wird und hierfür verlässliche Investitionsbedingungen für Wind- und Solar-

energie erhalten bleiben; 
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− sich für den Erhalt einer einfachen, verlässlichen und tragfähiger Förder- und 

Abnahmebedingungen für Photovoltaikanlagen auf Dächern einzusetzen, so 

dass Bürgerinnen und Bürger, Landwirtschaft, Handwerk und Gewerbe weiter-

hin in eigene Solarenergie investieren und vom günstigen erneuerbaren Strom 

profitieren können; dabei insbesondere die Einspeisevergütung für kleine Pho-

tovoltaik-Aufdachanlagen als verlässliche Option zu erhalten; 

 

− darauf hinzuwirken, dass Photovoltaik auf Dächern, Gewerbegebäuden, Park-

plätzen und anderen bereits versiegelten Flächen gegenüber Freiflächen-PV 

nicht strukturell benachteiligt wird und der Ausbau von Dach- und Freiflächen-

PV in einem ausgewogenen Verhältnis erfolgt; dabei auch wirtschaftliche Per-

spektiven für gewerbliche Photovoltaikanlagen sowie besondere Solaranlagen 

wie Agri-PV und Moor-PV zu erhalten; 

 

− sich dafür einzusetzen, dass der vorgesehene Pachtdeckel für Windenergie in 

seiner pauschalen Ausgestaltung nicht umgesetzt wird und stattdessen eine dif-

ferenzierte Regelung geschaffen wird, die überhöhte Pachtpreise reduziert, 

ohne Flächenbereitstellung, Akzeptanz und regionale Wertschöpfung beim Aus-

bau der Windenergie zu schwächen; 

 

− sich dafür einzusetzen, dass Kommunen sowie Bürgerinnen und Bürger stärker 

an der Wertschöpfung von Wind- und Solarenergie beteiligt werden und  

Bürgerenergie, Energiegenossenschaften, Mieterstrom, gemeinschaftliche Ge-

bäudeversorgung und Energy-Sharing weiter gestärkt statt durch neue bürokra-

tische Hürden erschwert werden; 

 

− sich für zusätzliche Ausschreibungsmengen ausschließlich für Süd- und Süd-

westdeutschland für Windenergie an Land einzusetzen, die einen beschleunig-

ten Ausbau auch in windärmeren Regionen ermöglichen und damit die rhein-

land-pfälzischen sowie bundesweiten Ausbauziele absichern; 

 

− sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, den Bestand wirtschaftlich tragfähiger 

Biogasanlagen zu sichern und gezielt deren Weiterentwicklung zu einer sys-

temdienlichen, flexiblen Reserve im erneuerbaren Stromsystem zu 
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ermöglichen, insbesondere durch größere Speicher und Generatorleistungen 

sowie durch eine vorrangige Nutzung von Reststoffen wie Bioabfällen, Gülle 

und Klärschlamm; 

 

− sich dafür einzusetzen, das Kriterium der „unmittelbaren räumlichen Nähe“ bei 

der Direktbelieferung von Industrieanlagen flexibler auszugestalten, damit 

starre Entfernungsgrenzen wirtschaftlich sinnvolle Direktbelieferungsmodelle 

nicht verhindern; entscheidend für die Fördervoraussetzung sollte insbeson-

dere sein, dass die Industrieanlage über eine Direktleitung und ohne Nutzung 

des öffentlichen Netzes mit Strom versorgt wird; 

 

− sich auf Bundesebene für den Erhalt eines verbindlichen Strommengenpfads 

als Kontroll- und Steuerungsinstrument einzusetzen, damit das Ziel von min-

destens 80 Prozent erneuerbarem Strom bis zum Jahr 2030 nicht nur gesetzlich 

bestehen bleibt, sondern Fortschritte und notwendiger Nachsteuerungsbedarf 

transparent überprüft werden können; 

 

− gegenüber der Bundesregierung auf einen energiepolitischen Kurs hinzuwir-

ken, der den Ausbau von Windenergie, Solarenergie, die systemdienliche Nut-

zung bestehender Biogasanlagen, Wasserkraft, Speichern und Netzen gemein-

sam beschleunigt und damit günstige, sichere und zunehmend in Rheinland-

Pfalz erzeugte Energie ermöglicht, statt neue fossile Abhängigkeiten zu verlän-

gern. 

 

Für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Pia Schellhammer 

 

 

 


